
  
 

 

Stellungnahme zur Petition „Rechenzentrumscampus in Bad Vilbel: Wachstum 

mit Augenmaß!“ zur Beratung in der Sitzung des PBuUA am 09.11.2025 

 

1) Petitionstext: 

 

Unsere Forderungen 

 

Wir fordern, das geplante Rechenzentrumsvorhaben und den Bebauungsplan so zu 

überarbeiten, dass es sich sozialverträglich, ökologisch nachhaltig und emissionsarm in das 

bestehende Wohnumfeld integriert. 

 

Konkret fordern wir: 

 

1. Begrenzung der Gebäudehöhe auf max. 20 m (plus Schornsteine) inklusive 

technischer Aufbauten. Hierbei wird festgesetzt, dass die Baukörper bei 121 Metern 

über Normal Null (üNN) beginnen und nicht bei üNN 125 Meter. Diese Maßnahmen 

dienen der besseren optischen Einpassung in die umliegende Wohnbebauung, da 

diese circa 15 Meter hoch ist. Die Serverhallen wären so noch immer circa 30 

Prozent höher als die größten Wohngebäude im Gebiet. 

2. Vollflächige Fassadenbegrünung zur Verbesserung des Mikroklimas und als Beitrag 

zur teilweisen Kompensation der Flächenversiegelung. 

3. Einrichtung eines Lastenausgleichsfonds aus Teilen der Gewerbesteuereinnahmen 

für die direkt betroffenen Eigentümer im Wohngebiet, – nach Vorbild Raunheim. 

4. Reduzierung der Schadstoffimissionen. Die im "Notbetrieb" unbegrenzt geplanten 

160 MW aus Dieselgeneratoren entsprechen rund 30.000 Ölheizungen – absurd in 

Zeiten von E-Mobilität und Ölheizungsverbot. Es gibt aktuell bereits Rechenzentren, 

die auf Alternativen zu Diesel zurückgreifen, wie zum Beispiel Gas. Daher ist 

gutachterlich zu untersuchen, ob auf die Verwendung von Dieselaggregaten auch bei 

diesem Vorhaben verzichtet werden, und auf emissionsärmere Alternativen wie 

Gasmotoren oder batteriegestützte Notstromversorgung gesetzt werden kann. Sofern 

es dadurch eine Möglichkeit gibt die Belastung durch Feinstaub zu reduzieren, 

verpflichtet sich der Betreiber diese Alternative zu nutzen. 

5. Sofortige Planung der öffentlichen Grünfläche. Unabhängig vom Bau des Campus 

und unter Einbeziehung der Anwohner soll mit der Gestaltung der öffentlichen 

Grünfläche begonnen werden, um die Zeit für die Entwicklung der Grünfläche zu 

nutzen. Hierbei ist die Pflanzung von großen Bäumen (höher als 10 Meter) 

mindestens angrenzend zum Rechenzentrumscampus an der östlichen 

Grundstücksgrenze vorzunehmen. 

6. Bestehende Flächen für Offenlandvögel erhalten. Auf dem Gewerbegrundstück sollen 

im Osten und Norden ausreichend Flächen für die dort lebenden Tiere erhalten 
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bleiben. Dies insbesondere durch Reduktion der GRZ (Grundflächenzahl) auf max. 

0,6 auch zur Reduzierung des Verlustes von Boden (§ 1a Baugesetzbuch). 

7. Prüfung, ob das Umspannwerk, dass derzeit in unmittelbarer Nähe zum Spielplatz 

geplant ist, verlegt werden muss. Sofern das Umspannwerk eine höhere Leistung als 

60 kV (60.000 Volt) haben sollte, ist ein Alternativstandort in größerem Abstand zur 

Wohnbebauung und Spielplatz zu prüfen, beispielsweise zur angrenzenden 

Landstraße ausgerichtet. Je 1.000 Volt Leistung empfiehlt sich 1 Meter Abstand. 

8. Kontinuierliches Monitoring aller relevanten, potentiell gesundheitsschädlichen 

Immissionsrichtwerte (Feinstaub, Lärm, elektromagnetische Strahlung, Abwärme). 

Wir fordern die Umsetzung eines Notfallplans bei Überschreiten der gesetzlichen 

Vorgaben. Dies soll dem Schutz der Anwohner dienen. Das Überschreiten der 

gesetzlichen Vorgaben ist regelmäßig zu veröffentlichen. 

9. Offenlegung der erwarteten Gewerbesteuereinnahmen und neuen Arbeitsplätze. Es 

liegen keine konkreten Zahlen vor, aus denen hervorgeht, wie bedeutend die Höhe 

der Einnahmen für die Stadt sein sollen. Daher ist nicht abzuschätzen, inwiefern 

Vantage durch deren Konzernstruktur einen positiven Beitrag zu den 

Gewerbesteuereinnahmen für Bad Vilbel leistet. Des weiteren ist nicht bekannt, 

welcher Beitrag aus den Gewerbesteuereinnahmen nach dem kommunalen 

Finanzausgleich noch in der Stadtkasse übrig bleiben soll. Es ist unklar, ob in Bad 

Vilbel durch die Ansiedlung auch nur ein weiterer Arbeitsplatz entstehen wird 

(fehlender Spillover-Effekt). 

 

Moderne Rechenzentren können in Deutschland auch klimafreundlich, emissionsarm und 

flächensensibel gebaut werden – warum nicht auch in Bad Vilbel? 

 

Bitte unterstützen Sie diese Petition für eine zukunftsfähige, klimaverträgliche und 

bürgerorientierte Planung. 

 

Digitalisierung ja – aber mit Augenmaß! 

 

Wir fordern: Rechenzentren mit Maß und Verantwortung. Kein Hyperscaler dieser Dimension 

in unmittelbarer Nähe zu einem Wohngebiet! 

 

Begründung: 

 

Warum diese Petition wichtig ist 

 

Wir sind nicht grundsätzlich gegen Rechenzentren. Wir erkennen an, dass Digitalisierung 

ohne moderne Infrastruktur nicht möglich ist. Aber wir sagen klar: Digitalisierung darf nicht 

auf Kosten von Lebensqualität, Gesundheit, Klima und Artenschutz erfolgen. 

 

Für eine sozial- und umweltverträgliche Digitalisierung in Wohnortnähe 

 

Was ist der Hintergrund für diese Petition? 

 

Vantage Data Centers plant auf einem rund 10 Hektar großen Areal in Bad Vilbel – in 

unmittelbarer Nachbarschaft eines neuen Wohngebiets – den Bau eines 

Rechenzentrumscampus mit einer geplanten IT-Leistung von 160 Megawatt, verteilt auf zwei 

Rechenzentren. Üblicherweise werden Rechenzentren mit circa 50 MW gebaut. Das 

Vorhaben ist damit circa dreimal so groß, wie sonst üblich. 



  
 

 

Die enorme Dimension dieses Vorhabens ist deutschlandweit nahezu einmalig. Die Fläche 

entspricht einer Größe von etwa 14 Fußballfeldern. Nur bei Berlin ist ein noch größeres 

Projekt in Planung – jedoch weit entfernt von Wohnbebauung und sensiblen Bereichen wie 

Kinderspielplätzen. 

 

Der aktuell genehmigte Bebauungsplan sieht unter anderem Folgendes vor: 

 

- Zulässige Gebäudehöhe bis 32,50 m. Das sind circa 11 Stockwerke bei einem 

Wohngebäude. Zusätzlich darf diese Höhe noch auf 50 m Gesamthöhe gesteigert werden, 

da bis zu 36 Schornsteinen vorgesehen sind, die die Serverhallen um 17,50 Meter 

überragend dürfen. 

 

- Bis zu 100 Dieselaggregate zur Notstromversorgung, mit monatlichen Testläufen je 1 

Stunde pro Gerät → 100 Stunden zusätzliche Schadstoffemissionen monatlich. 

 

- Ein Umspannwerk von bis zu 16 m Höhe in direkter Nachbarschaft zu einem 

Kinderspielplatz (nur ca. 60 Meter entfernt). 

 

- 80 % Flächenversiegelung, trotz Vorkommen geschützter Offenlandvögel und Kleintiere. 

 

- Keine Kompensation für direkt Anwohnende bei Wertverlusten von Wohnimmobilien. 

 

Die geplanten baulichen und technischen Ausmaße des Campus, als sogenannter 

Hyperscaler, sind in einem dicht besiedelten, sensiblen Wohnumfeld aus unserer Sicht nicht 

vertretbar. 

Es gefährdet das lokale Mikroklima, den Wohnwert, die Artenvielfalt – und die Gesundheit 

insbesondere von Kindern und Anwohnern im nahen Umfeld. 

 

Vielen Dank für Ihre Unterstützung, Oliver Nowacki, Bad Vilbel 

 

Bewertung/Stellungnahme der Verwaltung 

 

Zu 1) 

Die mit dem festgesetzten Maß der baulichen Nutzung erreichbare städtebauliche Dichte 

trägt prinzipiell der Bodenschutzklausel des § 1 a Abs. 2 BauGB Rechnung. Nach dieser ist 

mit Grund und Boden sparsam und schonend umzugehen. Das festgesetzte Maß der 

baulichen Nutzung inklusive der festgesetzten Gebäudehöhe ist im Hinblick auf den 

sparsamen Umgang mit Grund und Boden und auch mit Blick auf die Erfordernisse einer 

gewerblichen Nutzung des Areals als städtebaulich verträglich zu bewerten und entspricht 

dem planerischen Willen der Stadt Bad Vilbel als Trägerin der Planungshoheit. 

 

Zu beachten ist zudem, dass die Fläche bereits im bisherigen Bebauungsplan sowie im 

Regionalplan Südhessen / Regionalen Flächennutzungsplan 2010 als Gewerbefläche 

vorgesehen ist. Die Alternative zu der hier vorgesehenen Änderung und dem damit 

zulässigen Vorhaben ist daher keine Freifläche, wie sie im Moment besteht, sondern ein 

anderes gewerbliches Vorhaben. 

 

Es ist zu berücksichtigen, dass auch andere Gewerbebetriebe negative Auswirkungen haben 

können. So sind etwa durchaus Gewerbebetriebe denkbar, die zu mehr Verkehr führen oder 



  
 

zu mehr Schall-, Licht- oder Geruchsemissionen als das nun geplante Rechenzentrum. Auch 

die in der Vergangenheit konkret geplanten Nutzungen, etwa ein Möbelhaus oder eine 

Brauerei, wären nicht (wesentlich) weniger störend gewesen als das nun geplante 

Rechenzentrum. Aufgrund dieser Tatsachen und unter Berücksichtigung und Abwägung der 

Belange der Anwohner ist die Stadt Bad Vilbel zu dem Ergebnis gekommen, dass die hier 

gegenständliche Änderung des Bebauungsplans und die auf dieser Grundlage mögliche 

Errichtung eines Rechenzentrums aus städtebaulicher Sicht wünschenswert sind und hat 

entschieden, diese Änderung durchzuführen. 

 

Die Stadt Bad Vilbel möchte einer Rechenzentrumsnutzung in ihrem Stadtgebiet Raum 

geben und dafür die bestehende Gewerbefläche nutzen. Die Ansiedelung von Gewerbe hat 

verschiedene positive Auswirkungen und ist daher von der Stadt gewünscht. Eine andere, 

gleich geeignete Fläche steht in Bad Vilbel nicht zur Verfügung. Die hier überplante Fläche 

ist aufgrund ihrer guten Anbindung sehr gut geeignet. 

 

Die eingemessenen bestehenden Geländehöhen innerhalb des Geltungsbereiches des 

Bebauungsplans befinden sich zwischen 117,01 m über Normalnull (NN) und 128,70 m über 

Normalnull (NN). Das Gelände fällt dabei von der westlichen Plangebietsgrenze parallel zur 

Bundesstraße B 3 zum zentralen Park sowie zur Landesstraße L 3008 hin ab. Daher wird 

innerhalb der Gewerbegebiete GE 1 und GE 2 der untere Bezugspunkt für die Festsetzung 

der maximal zulässigen Gebäudehöhen auf 125,00 m ü. NN als mittlere Geländehöhe 

innerhalb der festgesetzten überbaubaren Grundstücksflächen und innerhalb der Fläche für 

Versorgungsanlagen mit der Zweckbestimmung Elektrizität „Umspannwerk“ auf 121,00 m ü. 

NN entsprechend der bestehenden Geländehöhe in diesem Bereich festgesetzt. 

Die in dem Planentwurf vorgeschlagene maximale Gebäudehöhe ist erforderlich, um die 

angemessene gewerbliche Nutzung, hier durch einen Rechenzentrumscampus, zu 

gewährleisten. Durch verschiedene Maßnahmen sowie die räumliche Trennung von der 

Wohnbebauung durch die Parkanlage wird sich das Gewerbegebiet dennoch in die 

Landschaft einfügen. 

 

Zu 2) 

Im Rahmen der Erarbeitung der Festsetzung zur Fassadenbegrünung wurde geprüft, 

welcher Anteil bei einem Rechenzentrumsgebäude konkret bezogen auf die technische 

Realisierbarkeit und welcher Anteil auch im Hinblick auf den Einsatz von (Trink-)Wasser zur 

Bewässerung der Fassadenbegrünung vertretbar ist. 

 

Eine bodengebundene Fassadenbegrünung benötigt weniger Wasser als eine 

fassadengebundene Begrünung, ist jedoch in der erreichbaren Höhe begrenzt. Eine 

fassadengebundene Begrünung kann auch im oberen Bereich der Fassade zum Einsatz 

kommen, benötigt jedoch eine umfassende Bewässerung. Gerade in den heißen 

Sommermonaten steht meist über die festgesetzte Zisterne zur Sammlung von 

Niederschlagswasser nicht ausreichend Wasser zur Verfügung, um die Fassadenbegrünung 

ausschließlich mit Niederschlagswasser zu bewässern. Es müsste zusätzlich Trinkwasser 

zum Einsatz kommen, mit dem aufgrund der Wasserknappheit im Rhein-Main-Gebiet jedoch 

sparsam umzugehen ist. 

 

In den einzelnen Fassadenflächen eines Rechenzentrums sind Revisionsöffnungen wie z.B. 

Überdruck- und Entrauchungsklappen (sogenannte „technische Fenster“) von Nöten, die 

jederzeit öffenbar sein müssen. Zudem ist es erforderlich, die Notstromaggregate mit den 

dazugehörigen Schornsteinen entlang der Fassaden unterzubringen. In diesen Bereichen ist 



  
 

eine bodengebundene Fassadenbegrünung aus technischen Gründen nicht möglich. Unter 

Berücksichtigung der beschriebenen technischen Anforderungen an die Fassade eines 

Rechenzentrumsgebäudes sowie des sparsamen Umgangs mit (Trink-)Wasser ist der 

festgesetzte Anteil der Fassadenbegrünung von 30 % der Fassadenfläche ab einer 

geschlossenen Wandfläche von 200 m² als angemessen zu beurteilen. 

 

Auch für andere gewerbliche Nutzungen dürfte eine Fassadenbegrünung im Umfang von 30 

% angemessen erscheinen. Ein angemessener Anteil an Fassadenbegrünung lässt sich 

abstrakt nicht für alle denkbaren Gewerbenutzungen ableiten. Allerdings ist zu beachten, 

dass nicht jeder Gewerbebetrieb eine umfassendere Fassadenbegrünung finanziell leisten 

kann oder mit der gewerblichen Nutzung ohne Schaffung neuer Gefahren möglich ist. Zudem 

sind auch Gewerbebetriebe denkbar, die deutlich mehr freie Fensterflächen, etwa für Büros 

oder Schauräume, benötigen, die ebenfalls nicht begrünt werden können. Es ist daher 

angemessen, auf Ebene des Bebauungsplans eine eher geringe Fassadenbegrünung 

vorzugeben, um den Nutzungszweck des Gewerbegebiets nicht zu gefährden. 

 

zu 3) 

Ein Lastenausgleichsmodell kann nicht in einem Bebauungsplan festgesetzt werden. 

Eine Enteignung der Eigentümer der Wohnungen des Baugebietes „Im Schleid“ findet nicht 

statt. Die Auswirkungen, die das auf Grundlage des geänderten Bebauungsplans zulässige 

Vorhaben auf die Anwohner haben wird, sind nicht wesentlich und in Abwägung mit den für 

das Vorhaben sprechenden Belangen vertretbar. Sie erreichen bei weitem kein Ausmaß, 

dass von einer stillen Enteignung gesprochen werden könnte. Das Vorhaben ist vielmehr in 

der Gesamtschau aller für und gegen die Änderung des Bebauungsplans sprechenden 

Belange städtebaulich vorteilhaft und von der Gemeinde gewünscht. Dies gilt unabhängig 

von fiskalischen Interessen. Die Gemeinde geht zudem davon aus, dass die für die 

Anwohner auftretenden Einwirkungen auch ohne finanziellen Ausgleich erträglich sind. 

 

Siehe hierzu auch die Stellungnahme des HSGB gemäß Anlage.  

 

zu 4) 

Bei dem Bebauungsplan handelt es sich nicht um einen vorhabenbezogenen 

Bebauungsplan, sondern um einen städtischen Angebotsbebauungsplan mit 

Vorhabenbezug. 

 

Im Zuge der Aufstellung des Bebauungsplans liegen noch keine detaillierten Angaben zu 

den technischen Anlagen (wie beispielsweise den Notstromaggregaten) des 

Gewerbegebietes vor. 

 

Die zwingende Nutzung von Erneuerbaren Energien ist für bestimmte Anlagen bereits 

gesetzlich vorgesehen oder wird nach Ablauf bestimmter Fristen verpflichtend werden. 

Festsetzungen im Rahmen des Bebauungsplans, etwa über die Errichtung von Anlagen zur 

Nutzung von Erneuerbaren Energien, waren daher nicht erforderlich. Die Nutzung von 

Erneuerbaren Energien selbst kann ohnehin nicht im Rahmen eines Bebauungsplans 

festgesetzt werden. 

 

Die Genehmigung der gewerblichen Nutzungen, etwa von Notstromaggregaten, wird in ggf. 

erforderlichen Genehmigungsverfahren, z.B. in Bezug auf das Umspannwerk und die 

Notstromaggregate in immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren nach dem 

Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG) erteilt. In den Genehmigungsverfahren werden 



  
 

auf Grundlage von Fachgutachten etwaige Schadstoffemissionen überprüft, um 

sicherzustellen, dass die gesetzlichen Vorgaben für Schadstoffkonzentrationen in der 

Nachbarschaft eingehalten werden. Dies wird ggf. durch Schutzmaßnahmen, die in den 

Antragsunterlagen vorgesehen sind oder die Behörde durch Nebenbestimmungen festsetzen 

kann, sichergestellt. 

 

Zudem sind Notstromaggregate schon ihrem Zweck nach nur temporär im Rahmen eines 

Test- und Wartungsplans sowie im Falle eines Stromausfalls in Betrieb. 

Im Bebauungsplanverfahren genügt daher die Prognose, dass der Bebauungsplan 

voraussichtlich umsetzbar sein wird und die Errichtung der vorgesehenen Vorhaben nicht 

aufgrund eines Verstoßes gegen Immissionsrichtwerte unmöglich sein wird. 

Im Rahmen des Umweltberichts wurde eine mögliche Belastung durch Luftschadstoffe durch 

das voraussichtliche Vorhaben betrachtet. Durch das zusätzliche Verkehrsaufkommen sowie 

den Betrieb eines Gewerbebetriebs innerhalb des Plangebietes, insbesondere eines 

Rechenzentrums, kann es zum Ausstoß von Luftschadstoffen kommen. Es ist aber nicht zu 

erwarten, dass das Rechenzentrum oder eine andere zulässige Nutzung unzumutbare 

Luftimmissionen oder Elektrosmog ausstoßen und deshalb der Betrieb eingeschränkt 

werden muss. Es ist zu erwarten, dass die maßgeblichen Anforderungen aus der 44. 

BImSchV sowie der TA Luft eingehalten werden, erforderlichenfalls durch entsprechende 

Schutzmaßnahmen. 

 

Unlösbare Konflikte sind auf Vorhabenebene nicht zu erwarten. 

 

Die Aushändigung der für den zu erbringenden Nachweis im Rahmen des BImSchG-

Genehmigungsverfahrens erforderlichen Gutachten ist nicht Gegenstand des 

Bebauungsplanverfahrens. 

 

zu 5) 

Die Gestaltung der öffentlichen Parkanlage wird im zeitlichen Zusammenhang mit der 

Errichtung des Vorhabens geschehen. Aus organisatorischen Gründen wird mit der 

Gestaltung der Grünanlage jedoch erst gegen Ende der Errichtung des Vorhabens 

begonnen, damit sich die Vorhaben nicht gegenseitig behindern. Eine zügige Entwicklung 

der Grünfläche ist dennoch zu erwarten, da einige der geplanten Pflanzen keine langen 

Anwuchszeiten haben (Sträucher, Gräser) und auch die zu pflanzenden Bäume bei der 

Pflanzung bereits ein gewisses Alter haben werden. Die Anpflanzung einer Baumreihe am 

östlichen Rand des Gewerbegebiets ist in dem Bebauungsplan vorgesehen. 

 

Ohne Haushaltsmittel kann keine sofortige Planung in Auftrag gegeben werden. Die 

Personalressourcen der Stadt sind begrenzt und andere Vorhaben (z. B. die Neuanlage des 

Nidda Parks) sind priorisiert, weil z.B. Fördermittel im Spiel sind.  

 

zu 6) 

Es erfolgt eine Umsetzung von CEF-Maßnahmen für Stieglitz und Bluthänfling im Plangebiet. 

Weiterhin werden naturschutzfachliche Kompensationsmaßnahmen im Plangebiet 

umgesetzt. Für weitere CEF-Maßnahmen stehen geeignete Flächen außerhalb des 

Plangebietes zur Verfügung. 

 

Die derzeit auf der Fläche der 5. Änderung des Bebauungsplans „Im Schleid“ lebenden 

Offenlandvogelarten wurden bei der aktuellen Planung ausreichend berücksichtigt. 

Ausgleichsflächen werden geschaffen. Zudem sind mit einer öffentlichen Parkanlage, den 



  
 

Landschaftsgestaltungszonen 1 bis 3 und den Festsetzungen zur Gestaltung der 

unversiegelten Flächen im Geltungsbereich des Bebauungsplanes nutzbare Flächen für 

Tiere auch in den derzeitigen Planungen vorhanden. Eine Zugänglichkeit ist gegeben, da 

Einzäunungen Durchlässe haben müssen. Unabhängig von dieser Zugänglichkeit ist die 

tatsächliche Nutzung der Flächen artabhängig sehr unterschiedlich zu erwarten. So werden 

Feldlerchen die Flächen aufgrund ihrer Gestaltung und Nähe zu Gebäuden voraussichtlich 

nicht nutzen. Dies würde auch für eine zusätzliche Fläche gelten, die durch eine Reduktion 

der Grundflächenzahl (GRZ) von 0,8 auf 0,6 geschaffen werden könnte. Das Maß der 

notwendigen artenschutzrechtlichen Ausgleichsmaßnahmen würde sich für diese Art nicht 

ändern. Auch ein Verzicht auf die 5. Änderung des Bebauungsplans „Im Schleid“ würde nicht 

zu einer besseren Nutzbarkeit für Offenlandvögel führen, da auch im rechtskräftigen 

Bebauungsplan die vorgesehene Gestaltung einen vollständigen Verlust der Brutpaare in 

diesem Bereich bedeuten würde. 

 

zu 7) 

Im Rahmen des vorliegenden Bebauungsplans sind keine Festsetzungen erforderlich, um 

die Umgebung vor elektromagnetischer Strahlung zu schützen. Unabhängig davon, welche 

konkrete Nutzung in dem Gewerbegebiet stattfinden wird, unterfällt deren mögliche 

elektromagnetische Strahlung den immissionsschutzrechtlichen Regelungen. Auf 

Vorhabenebene kann ausreichend sichergestellt werden, dass keine Gefahren für die 

Umgebung entstehen. 

 

Die konkrete Leistung des geplanten Umspannwerks ist nicht Regelungsgegenstand des 

Bebauungsplans, sondern der nachfolgenden Genehmigungsplanung. Der Bebauungsplan 

gibt lediglich den planungsrechtlichen Rahmen für die Errichtung eines Umspannwerks durch 

eine entsprechende Flächenfestsetzung vor. Nach aktuellem Planungsstand soll das 

Umspannwerk eine Leistung von 20 kV (20.000 Volt) besitzen. 

 

In Bezug auf ein Rechenzentrum gibt es im Hinblick auf die elektromagnetische 

Verträglichkeit strenge Vorgaben bzgl. der in einem Rechenzentrum eingebauten Server / IT-

Komponenten. Die Empfindlichkeit dieser gegenüber elektromagnetischer Strahlung ist sehr 

hoch. Daher gibt es bei einem Rechenzentrum detaillierte Maßnahmen zum Schutz vor 

elektromagnetischer Strahlung, welche sowohl nach innen als auch nach außen wirken. 

Dadurch geht von einem Rechenzentrumsgebäude kaum messbare elektromagnetische 

Strahlung aus. 

 

Soweit durch das geplante Umspannwerk eine Beeinflussung durch elektrische und 

magnetische Felder möglich erscheint, kann dieser Beeinflussung auf Ebene der 

Vorhabengenehmigung begegnet werden, indem entsprechende Schutzmaßnahmen an dem 

Umspannwerk vorgesehen werden. 

 

Nach den Vorgaben der 26. Bundes-Immissionsschutzverordnung (26. BImSchV) ist 

sicherzustellen, dass in Bereichen des nicht nur vorübergehenden und öffentlich 

zugänglichen Aufenthalts von Menschen jeweils ein Grenzwert von einer maximalen 

magnetischen Flussdichte (100 Mikrotesla (μT)) und einer maximalen elektrischen 

Feldstärke (5 Kilovolt pro Meter (kV/m)) eingehalten werden. Im Rahmen der nachgelagerten 

Genehmigungsverfahren ist die Einhaltung der Anforderungen der 26. BImSchV in Bezug auf 

elektrische und magnetische Felder nachzuweisen. Diese Anforderungen können im 

Rahmen der Vorhabenplanung so angemessen berücksichtigt werden, dass gesunde Wohn- 

und Arbeitsverhältnisse gewährleistet werden können. 



  
 

Auch unzumutbare Lärmemissionen sind durch das Umspannwerk nicht zu erwarten bzw. 

werden auf Vorhabenebene geprüft und ggf. entsprechende Auflagen vorgesehen, um diese 

zu vermeiden. 

 

Die Lage des Umspannwerks ergibt sich aus der vorhandenen Erschließungsanbindung 

sowie der konkreten Vorhabenplanung zur Errichtung eines Rechenzentrumscampus zur 

Nutzung der verfügbaren Flächen. Bei der Ansiedlung eines Rechenzentrums wird die 

Anordnung der erforderlichen Gebäude nach den Vorgaben des Bebauungsplans so 

gewählt, dass eine effiziente Flächennutzung gewährleistet ist. Durch die Lage des 

Umspannwerkes wird ermöglicht die Gebäude des Rechenzentrums mit einem möglichst 

großen Abstand zu dem östlichen Wohngebiet sowie dem Spielplatz zu errichten. 

Zudem muss das Umspannwerk durch den zukünftigen Versorgungsbetreiber zugänglich 

sein, sodass die Unterbringung in der Nähe der öffentlichen Straßenverkehrsfläche erfolgen 

muss. 

 

Unlösbare Konflikte sind auf Vorhabenebene nicht zu erwarten. 

 

zu 8) 

Die vorgebrachte Anregung ist nicht Regelungsgegenstand des Bebauungsplanverfahrens. 

Im Rahmen der nachgeschalteten Bau- / bzw. BImSchG-Genehmigungsverfahren ist der 

Nachweis zu erbringen, dass das Vorhaben mit den angrenzenden Wohnnutzungen 

(insbesondere der Gesundheit des Menschen) vereinbar ist. Konkret ist der Nachweis zu 

erbringen, dass keine schädlichen Umwelteinwirkungen zu erwarten sind. Über etwaig 

erforderlichen Schutzmaßnahmen entscheidet die Genehmigungsbehörde. Unlösbare 

Konflikte sind auf Vorhabenebene nicht zu erwarten. 

 

zu 9)  

Bei den zu erwarteten Gewerbesteuereinnahmen aus dem Betrieb der gewerblichen 

Nutzungen, insbesondere eines Rechenzentrums handelt es sich nicht um städtebauliche 

Belange, die gemäß § 1 Abs. 6 und 7 BauGB in die Abwägung des Bebauungsplans 

einzufließen haben. Aus diesem Grund ist es nicht erforderlich, diese Informationen zu 

erheben und abzuwägen. 

 

Außerdem besteht ein Steuergeheimnis in Deutschland. 

    

 

 
Sebastian Wysocki     

Bürgermeister   

 

 

Anlage 

Stellungnahme des HSGB zum Lastenausgleichsfonds   




